
§ 21 ZFdG — Datenerhebung durch den Einsatz von Privatpersonen, deren
Zusammenarbeit mit dem Zollkriminalamt Dritten nicht bekannt ist
Zollfahndungsdienstgesetz
Historische Fassung: Stand 10.06.2019 bis 02.04.2021. Dies ist nicht die aktuelle Fassung.

(1) Das Zollkriminalamt darf personenbezogene Daten durch den Einsatz von Privatpersonen, deren
Zusammenarbeit mit dem Zollkriminalamt Dritten nicht bekannt ist, erheben über

1. Personen, bei denen Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sie Straftaten von erheblicher
Bedeutung im Zuständigkeitsbereich der Zollverwaltung gewerbs-, gewohnheits- oder bandenmäßig
begehen werden, oder

2. Kontakt- und Begleitpersonen,

und die Verhütung der Straftat auf andere Weise aussichtslos oder wesentlich erschwert wäre. Die
Erhebung darf auch durchgeführt werden, wenn Dritte unvermeidbar betroffen werden.

(2) Maßnahmen nach Absatz 1 sind im Rahmen der Außenwirtschaftsüberwachung auch zur
Vorbereitung der Durchführung von Maßnahmen nach § 23a zulässig. Sie können zugleich neben
derartigen Maßnahmen angeordnet werden.

(3) Der Einsatz von Privatpersonen, deren Zusammenarbeit mit dem Zollkriminalamt Dritten nicht
bekannt ist, darf nur durch die Leitung des Zollkriminalamtes oder einen von ihr beauftragten Beamten
des höheren Dienstes angeordnet werden. Die Anordnung ist unter Angabe der maßgeblichen Gründe
aktenkundig zu machen und auf höchstens einen Monat zu befristen. Die Verlängerung der Maßnahme
bedarf einer erneuten Anordnung.

(4) § 18 Abs. 4 gilt entsprechend.

(5) Personen, gegen die eine Maßnahme nach Absatz 1 angeordnet worden ist, sind nach deren
Abschluss hierüber durch das Zollkriminalamt zu unterrichten, sobald dies ohne Gefährdung des
Zweckes der Maßnahme geschehen kann. Eine Unterrichtung über den Einsatz von Privatpersonen,
deren Zusammenarbeit mit dem Zollkriminalamt Dritten nicht bekannt ist, kann unterbleiben, wenn der
weitere Einsatz dieser Personen oder Leib oder Leben einer Person dadurch gefährdet wäre. Eine
Unterrichtung unterbleibt, solange wegen desselben Sachverhalts ein strafrechtliches
Ermittlungsverfahren gegen den Betroffenen geführt wird und durch die Unterrichtung der
Untersuchungszweck gefährdet wäre; die Entscheidung trifft die Staatsanwaltschaft.
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